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1 Textliche Festsetzungen 

1.1 Vorbemerkung: Ersatz der bisherigen Festsetzungen  

1.1.1 Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt: Die zeichnerischen und textlichen Fest-

setzungen im Teilbereich des Bebauungsplanes „Im Grund“ werden durch den vorliegenden 

Bebauungsplan „Im Grund“, 3. Änderung ersetzt.  

1.2 Flächen für den Gemeinbedarf, Zweckbestimmung „Sozialen und kulturellen Zwecken 

dienende Gebäude und Einrichtungen“ (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 

1.2.1 Auf der festgesetzten Fläche für den Gemeinbedarf sind folgende Anlagen und Einrichtun-

gen für soziale und kulturelle Zwecke zulässig: Freizeiteinrichtungen für Kinder, Jugendliche 

und Senioren, Beratungseinrichtungen für soziale Zwecke, Veranstaltungs- und Vereins-

räume, Einrichtungen für das Feuerwehr- und Rettungswesen, öffentliche Toilettenanlagen 

sowie sonstige mit diesen Nutzungszwecken verbundenen Nebenanlagen, Stellplätzen, Ga-

ragen und Carports.  

1.3 Besonderer Nutzungszweck von Flächen, Zweckbestimmung „Gaststätte / Kiosk“ (§ 

9 Abs. 1 Nr. 9 BauGB) 

1.3.1 Auf der Fläche mit dem besonderen Nutzungszweck „Gaststätte / Kiosk“ sind gastronomi-

sche Einrichtungen mit oder ohne funktionale Verbindung zum angrenzenden Freibad zu-

lässig.  

1.4 Verkehrsflächen sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 Abs. 1 Nr. 

11 BauGB) 

1.4.1 Die allgemeinen Verkehrsflächen sowie die Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 

werden zeichnerisch festgesetzt. Für den Bereich der Verkehrsflächen besonderer Zweck-

bestimmung „Öffentliche Parkfläche / Festplatz“ wird klarstellend festgesetzt, dass hier auch 

Stellflächen für Fahrräder mit und ohne Überdachungen, Ladestellen für Elektrofahrzeuge 

und Fahrräder, Sitz- und Rastgelegenheiten, Wohnmobilstellplätze mit Serviceeinrichtungen 

und die für diese Nutzungen erforderlichen Infrastrukturen und Nebenanlagen zulässig sind.  

1.5 Öffentliche Grünfläche Zweckbestimmung „Freibad“ (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB i.V.m. 

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6, § 14 und § 23 BauNVO) 

1.5.1 Die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Freibad“ wird zeichnerisch in der Plan-

karte festgesetzt. Innerhalb der festgesetzten Baugrenzen sind Umkleide- und Sanitäranla-

gen, Lager-, Technik- und Funktionsgebäude und -anlagen sowie die der Zweckbestimmung 

entsprechenden Schwimmbecken zulässig.  
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1.5.2 Nebenanlagen i.S.d. §14 BauNVO sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-

che zulässig, sofern keine anderweitigen Festsetzungen (z.B. Erhaltung von Bäumen, Sträu-

chern und sonstigen Bepflanzungen) oder wasserrechtliche Belange im Bereich des Gewäs-

serrandstreifens gemäß § 23 HWG entgegenstehen. 

1.5.3 Außerhalb der festgesetzten Fläche für Stellplätze sind Stellplätze, Carports und Garagen 

unzulässig. 

1.6 Öffentliche Grünflächen Zweckbestimmung „Jugendspielplatz“ (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 

BauGB) 

1.6.1 Die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Jugendspielplatz“ wird zeichnerisch 

in der Plankarte festgesetzt. Innerhalb dieser Fläche sind Ballspielplätze, Skateanlagen, 

Kletter- und Bouldereinrichtungen, Spiel- und Sportgeräte und -flächen, Sitzbänke und Ti-

sche, Fußwege sowie weitere dem Nutzungszweck dienende Anlagen zulässig.  

1.7 Öffentliche Grünflächen Zweckbestimmung „Parkanlage“ (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

1.7.1 Die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ wird zeichnerisch in der 

Plankarte festgesetzt. Innerhalb dieser Fläche sind Fußwege sowie weitere dem Nutzungs-

zweck dienende Anlagen zulässig.  

1.8 Maßnahmen und Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

1.8.1 Gehwege, Pkw-Stellplätze mit ihren Zufahrten und Hofflächen im Plangebiet sind in wasser-

durchlässiger Bauweise, z.B. mit weitfugigen Pflasterungen, Rasenpflaster, Schotterrasen, 

Porenpflaster oder als wassergebundene Wegedecke, zu befestigen. 

1.8.2 Zur Außenbeleuchtung im Bereich der öffentlichen Grünflächen sind ausschließlich vollab-

geschirmte Leuchten, die im installierten Zustand nur unterhalb der Horizontalen abstrahlen 

(0 % Upward Light Ratio) und Leuchtmittel mit für Insekten wirkungsarmen Spektrum von 

1600 bis 2700 Kelvin zulässig. Der Einsatz von Beleuchtungsanlagen mit wechselndem oder 

bewegtem Licht ist unzulässig.  

1.9 Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b 

BauGB) 

1.9.1 Die im Bereich der festgesetzten Fläche für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 

sonstigen Bepflanzungen bestehenden Gehölze sind dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. 

Abgänge sind standortgerecht zu ersetzen. 

1.9.2 Die in der Planzeichnung zum Erhalt festgesetzten Bäume sind dauerhaft zu erhalten und 

zu pflegen. Abgänge sind standortgerecht zu ersetzen. 
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2 Nachrichtliche Übernahmen (§ 9 Abs. 6 und 6a BauGB) 

2.1 Überschwemmungsgebiete HQ100 (nachrichtliche Übernahme § 9 Abs. 6a BauGB) 

2.1.1 Das Plangebiet befindet sich teilweise im festgesetzten Überschwemmungsgebiete HQ100. 

Die Abgrenzung ist der Plankarte und der Begründung zu entnehmen.  

2.2 Gewässerrandstreifen (nachrichtliche Übernahme § 9 Abs. 6 BauGB) 

2.2.1 Auf die Verbote gemäß § 38 WHG und § 23 HWG im Gewässerrandstreifen wird hiermit 

hingewiesen. Die Abgrenzung des Gewässerrandstreifens ist der Plankarte zu entnehmen.  

3 Hinweise und sonstige Informationen 

3.1 Bauverbotszone § 23 HStrG 

3.1.1 Längs der Landesstraße dürfen Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 m und 

bauliche Anlagen jeglicher Art, die über Zufahrten unmittelbar oder mittelbar angeschlossen 

werden sollen, nicht errichtet werden. Im Übrigen bedürfen Baugenehmigungen oder nach 

anderen Vorschriften notwendige Genehmigungen der Zustimmung der Straßenbaube-

hörde, wenn bauliche Anlagen längs der Landesstraße in einer Entfernung bis zu 40 m er-

richtet, erheblich geändert oder anders genutzt werden sollen (auf die exakten Ausführungen 

des § 23 HStrG wird verwiesen). 

3.2 DIN-Normen 

3.2.1 Sofern in den Festsetzungen keine anderen Datenquellen genannt sind, können alle aufge-

führten DIN-Normen und Regelwerke in der Verwaltung der Gemeinde Schmitten während 

der allgemeinen Dienststunden oder nach telefonischer Vereinbarung von jedermann einge-

sehen werden. 

3.3 Stellplatzsatzung 

3.3.1 Auf die Stellplatzsatzung der Gemeinde Schmitten wird hingewiesen. Es gilt jeweils die zum 

Zeitpunkt der behördlichen Entscheidung wirksame Fassung. 

3.4 Bodendenkmäler 

3.4.1 Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und Fundgegenstände 

(Scherben, Steingeräte, Skelettreste) sind gemäß § 21 HDSchG unverzüglich dem Landes-

amt für Denkmalpflege Hessen oder der unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Fund 

und Fundstellen sind gem. § 21 Abs. 3 HDSchG in unverändertem Zustand zu erhalten und 

zu schützen. 

https://geodienste-umwelt.hessen.de/arcgis/services/inspire/gebiete_naturbedingter_risiken/MapServer/WmsServer?VERSION=1.1.1&REQUEST=GetFeatureInfo&SERVICE=WMS&WIDTH=1836&HEIGHT=669&SRS=EPSG:25832&BBOX=460643.5,5568356,461240.5,5568574&FORMAT=image/png&INFO_FORMAT=text/html&EXCEPTIONS=application/vnd.ogc.se_xml&X=337&Y=177&FEATURE_COUNT=100&&LAYERS=Ueberschwemmungsgebiete_HQ100_nach_HWG&QUERY_LAYERS=Ueberschwemmungsgebiete_HQ100_nach_HWG&STYLES=default
https://geodienste-umwelt.hessen.de/arcgis/services/inspire/gebiete_naturbedingter_risiken/MapServer/WmsServer?VERSION=1.1.1&REQUEST=GetFeatureInfo&SERVICE=WMS&WIDTH=1836&HEIGHT=669&SRS=EPSG:25832&BBOX=460643.5,5568356,461240.5,5568574&FORMAT=image/png&INFO_FORMAT=text/html&EXCEPTIONS=application/vnd.ogc.se_xml&X=337&Y=177&FEATURE_COUNT=100&&LAYERS=Ueberschwemmungsgebiete_HQ100_nach_HWG&QUERY_LAYERS=Ueberschwemmungsgebiete_HQ100_nach_HWG&STYLES=default
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3.5 Altlasten, Bodenschutz und Kampfmittel 

3.5.1 Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf Auffälligkeiten 

zu achten (Geruch, Geschmack, Aussehen und Farbe). Der Verdacht einer schädlichen Bo-

denverunreinigung ist umgehend der zuständigen Behörde mitzuteilen. 

3.6 Artenschutzrechtliche Vorgaben und Hinweise 

3.6.1 Die Vorschriften des besonderen Artenschutzes des § 44 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) sind zu beachten. Zur Vermeidung der Zerstörung oder Beschädigung von Fort-

pflanzungs- und Ruhestätten besonders und streng geschützter Arten (vgl. § 7 Abs. 2 Nr. 13 

und 14 BNatSchG) sind Baumaßnahmen, die zu einer Zerstörung von Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten geschützter Vogelarten führen können, außerhalb der Brutzeit (01.03. bis 

30.09.) durchzuführen. Bei abweichender Vorgehensweise ist die Untere Naturschutzbe-

hörde vorab zu informieren.  

3.7 Bodenschutz 

3.7.1 Aus Sicht des Bodenschutzes wird auf § 202 BauGB hingewiesen: „Mutterboden, der bei 

Errichtung oder Änderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen anderen Veränderun-

gen der Erdoberfläche ausgehoben wird, in nutzbarem Zustand zu halten und vor Vernich-

tung oder Vergeudung zu schützen“.  

   


